
Das ist die Lehre der jüngsten deutschen Geschichte: 
den kriegswütigen Revanchisten und Ostland­
rittern rechtzeitig Paroli bieten, sie zwingen, von  
der Anzettelung kriegerischer Abenteuer abzu­
lassen, und ihnen zeigen, daß jeder Versuch dazu  
m it ihrer augenblicklichen Vernichtung enden  
würde. Das bedeutet zugleich, der Arbeiterklasse  
und der gesam ten Bevölkerung in ganz Deutschland  
ihre große Verantwortung vor Augen zu führen, 
die sie für den Bestand der Nation und für die Er­
haltung des Fi’iedens trägt und die von ihr ver­
langt, sich um  der Erhaltung des Lebens willen von  
diesen Kräften der Reaktion und des Krieges zu  
trennen und ihrer politischen M acht, ihrer ver­
brecherischen Abenteurerpolitik ein Ende zu setzen.

Den Dingen ihren Lauf zu lassen und zuzusehen, 
bis die Hitler-Nachfolger Adenauer, Strauß und  
Konsorten mit ihren Kriegsvorbereitungen fertig  
sind und die W elt in das Inferno eines Atom krieges 
stürzen, wäre ein Verbrechen an der deutschen  
Nation und an der gesam ten M enschheit.

Jedes Zurückweichen vor dem  westdeutschen Im ­
perialism us und M ilitarism us und seinen wahn­
witzigen Forderungen bedeutet eine Erm unterung  
dieser Kräfte, weil sie in ihrer grenzenlosen Ver­
blendung und verhängnisvollen Arroganz jede aus­
gestreckte Hand, die zum  Frieden und zu vernünfti­
gen Verhandlungen m ahnt und auf ruft, als 
Schwäche deuten —  ein Irrtum , den die Luftparaden  
von Tuschino, die Zielgenauigkeit der sowjetischen  
Trägerraketen, die erfolgreichen Kernwaffenver­
suche der Sowjetunion, aber auch die entschlossenen  
M aßnahm en der Regierung der DDR zur Siche­
rung des Friedens vom  13. August und das von der 
Volkskam m er der DDR am  20. Septem ber be­
schlossene Gesetz zur Verteidigung der Deutschen  
Dem okratischen Republik ständig aufzuklären be­
m üht sind.

Die Alternative zu den verderblichen Plänen des 
westdeutschen Im perialism us und M ilitarism us in  
Deutschland ist der von der Volkskam m er der 
Deutschen Dem okratischen Republik am  6. Juli 
1961 beschlossene und dem  ganzen deutschen Volk  
sowie den verantwortlichen politischen Kräften  
W estdeutschlands unterbreitete Deutsche Friedens­
plan, dessen Verwirklichung ein echter Beitrag zur  

Sicherung des Friedens in. Deutschland und in  
Europa und zur Lösung der nationalen Lebens­
fragen des deutschen Volkes sein wird. Der Deutsche 
Friedensplan enthält den Vorschlag, eine Deutsche 
Friedenskom m ission aus Vertretern der Parlam ente 
und Regierungen der beiden deutschen Staaten zur  
Ausarbeitung von deutschen Vorschlägen für den  
Friedensverti’ag und zur Vereinbarung eines Ab­
kom m ens des guten W illens zu bilden, das dazu  
dient, das Verhältnis zwischen den beiden deut­
schen Staaten unvei'züglich zu verbessern. Für ein  
solches Abkom m en wird im  Deutschen Friedens­
plan voi’geschlagen:

1. Beide deutsche Staaten vereinbai’en den Ver­
zicht auf die atom are Bewaffnung ihrer Streit­
kräfte und einen sofortigen Rüstungsstopp. 2

2. Beide deutsche Staaten vei’ständigen sich bis 
zum  Abschluß eines Abrüstungsabkom m ens über  
Stärke, Bewaffnung und Standoi’te ihrer be­
waffneten Streitkräfte.

3. Beide deutsche Staaten lassen auf ihren Terri­
torien keinerlei Kriegs- und Revanchepropaganda  
zu.

4. Beide deutsche Staaten betrachten die Entschei­
dung über die Gesellschaftsordnung als einen Akt 
der Selbstbestimm ung der Bevölkei’ung der Deut­
schen Dem okratischen Republik und der Deut­
schen Bundesrepublik. Sie übernehm en die Ver­
pflichtung, sich nicht in Fi'agen der sozialen Ord­
nung des anderen deutschen Staates einzum ischen.

5. Beide deutsche Staaten ti’eten für den Abschluß  
eines Nichtangx-iffsvei'trages zwischen den Staaten  
des W ai’sehauer Verti-ages und den Staaten der 
NATO und für die Bildung einer kernwaffen­
freien Zone in M itteleuropa ein.

6. Beide deutsche Staaten verpflichten sich zu  
M aßnahm en, die der Ei’weiterung des Handels 
zwischen ihnen dienen. Sie vereinbai’en den Aus­
bau der kultui'ellen und spoi’tlichen Beziehungen  
zwischen ihi’en Bürgern und Institutionen und  
treffen M aßnahm en zur Erleichterung und Ver­
besserung des Reiseverkehrs.0

Von der gleichen Sorge um  die unbedingte  
Friedenssicherung und die Lösung aller Problem e  

auf dem  W ege friedlicher Vei'handlungen sind auch  
die Grundsätze getragen, die für einen Friedensvei- 
trag voxgeschlagen werden:

1. Verzicht auf jede Drohung m it Gewalt oder 
Gewaltanwendung, Verpflichtung zur Lösung  
intei’nationaler Streitigkeiten nur m it friedlichen  
M itteln und aktive M itwirkung bei der Gestaltung  
des fxiedlichen Zusam m enlebens der Völker und  
Staaten.

2. Schaffung eines m ilitärisch neuti’alen Deutsch­
lands, dessen Unverletzlichkeit durch die Haupt­
m ächte der Anti-Hitlei’-Koalition gai'antiert wird. 
Verzicht auf Atom bewaffnung und Unterstützung  
der allgem einen und vollständigen Abi’üstung.

3. Bestätigung der bestehenden deutschen  
Gi'enzen. Garantie der Unvei’letzlichkeit des 
Hoheitsgebietes beider deutscher Staaten.

4. Vei’bot jeder Kriegs- und Revanchepi’opaganda, 
aller nazistischen, m ilitaristischen und revanchisti- 
schen Organisationen. Verbot der Tätigkeit für  
Kriegs- und M enschlichkeitsverbrecher in leiten­
den Äm tei’n des öffentlichen Lebens.

5. Anei’kennung der vollen Selbstbestimm ung des 
deutschen Volkes, auch den W eg zur W iedei’ver- 
einigung Deutschlands als friedliebender Staat 
zu bestimm en und zu beschreiten.

6. Anspi-uch auf gleichberechtigte M itarbeit zu­
nächst beider deutscher Staaten in der UNO.

7. Gewährleistung der vollen Freiheit für die Ent­
wicklung der deutschen Friedenswirtschaft, der 
Seeschiffahrt und des Zugangs zu den W elt­
m ärkten.

Auf der Grundlage eines solchen Friedensvertrages 
wird auch die W estbei'lin-Frage geregelt werden  
und W estbei'lin bis zur W iedervereinigung Deutsch­
lands den Status einer entm ilitarisierten neutralen  
Fx-eien Stadt ex'halten, dessen Unvex’letzlichkeit ge- 
wähi-leistet wix’d. Ihre Verbindungswege nach allen  
Richtungen werden durch entspx’echende Ab­
kom m en m it der DDR garantiert. Von der Freien 6
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